
Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Jetzt müssen wir erst einmal einen Geschäftsordnungsan­
trag abhandeln.

Gibt es dazu kurze Meinungsäußerungen? Aber bitte keine 
Sachdebatte. - Ja, bitte.

Platzeck (Bündnis 90/Grüne):
Die Fraktion Bündnis 90/Grüne ist aus den genannten Grün­

den genau derselben Meinung.

Wir sind der Meinung, daß ein solcher Antrag ohne Debatte 
einfach eine Unerhörtheit wäre.

(Beifall bei Bündnis 90/Grüne und PDS)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Ja, bitte.

Gutzeit (SPD):

Wir unterstützen diesen Antrag.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor zu diesem Ge­
schäftsantrag.

Wer dafür ist, daß zu dem Zusatztagesordnungspunkt 4 eine 
Aussprache stattfindet, den bitte ich um das Handzeichen. - 
Danke. Gegenstimmen? - Danke. Stimmenthaltungen?

Meine Damen und Herren, ich muß Ihnen sagen, das ist wirk­
lich jetzt schwer von hier oben zu entscheiden, was die Mehr­
heit ist. Ich bitte die Schriftführer nach vorn, um die Stimmen 
auszuzählen.

Wer dafür ist, daß eine Aussprache stattfindet, den bitte ich 
nochmals um das Handzeichen. - Wer ist dagegen? - Wer ent­
hält sich der Stimme? - Meine Damen und Herren! Bei einigen 
Stimmenthaltungen ist die Aussprache mehrheitlich beschlos­
sen worden.

(Beifall, vor allem bei SPD, PDS und Bündnis 
90/Grüne)

Ich empfehle eine Aussprache von 5 Minuten pro Fraktion. - 
Also 8 Minuten. Wenn Sie damit einverstanden sind, 8 Minu­
ten. Ich rufe als ersten Redner Herrn Schröder von der SPD 
auf.

Schröder für die Fraktion der SPD:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich habe am 
17. Juni schon einmal zu dem Thema gesprochen und werde 
jetzt natürlich nicht sagen, was dem widerspricht. Wir haben 
damals gesagt: kein Beitritt vor der Länderbildung, kein Bei­
tritt, ehe 2 + 4 klar ist. Und wir haben damals gesagt - das 
kann etwas modifiziert jetzt wieder gelten -: kein Beitritt vor 
Abschluß des Einigungsvertrages. Wir brauchen die uneinge­
schränkte Handlungsfähigkeit der Regierung - nicht nur, aber 
jedenfalls für diesen Einigungsvertrag.

(Beifall)
Wenn die Formulierung, die die Liberalen hier für ihr Anlie­

gen vorgelegt haben, Zweideutigkeiten möglich machen sollte, 
die eine dieser drei Bedingungen in Frage stellt, konnte man 
die Formulierung so nicht akzeptieren. Trotzdem haben wir ein 
Interesse an diesem von uns ja nicht gestellten Antrag. Der 
liegt nicht wesentlich bei dem, was hier an Gründen dann zu­
nächst aufgezählt wird, sondern unser Interesse am Antrag 
liegt darin, daß hier mit der Nominierung eines Beitrittster- 
mins indirekt das Wahlproblem für die gesamtdeutschen Wah­
len angesprochen wird. Wir befürworten - das ist ja bekannt - 
diesen Beitrittstermin - wir, die SPD - aus Gründen des Wahl­
modus zum gesamtdeutschen Parlament. Für diese Wahl gibt 
es grundsätzlich zwei Möglichkeiten. Ich werde jetzt nicht aus­
führlicher in die Gesamtproblematik einsteigen, sondern die 
beiden nennen.

Die eine Möglichkeit wäre das, was im vollen Sinne des Wor­

tes eine gesamtdeutsche Wahl wäre: Die bereits in einem 
Staatsgebiet vereinten Deutschen wählen ein gesamtdeutsches 
Parlament unter einheitlichen Wahlbedingungen - das ist mit 
diesem Antrag anvisiert - Beitritt einen Tag vor der Wahl.

Die andere Möglichkeit - das ist bekannt - wäre die: Es wird 
in getrennten Wahlgebieten gewählt und unter unterschiedli­
chen Wahlbedingungen, und wir sind der Auffassung, daß das 
den Namen gesamtdeutsche Wahl dann nur eingeschränkt ver­
dienen würde. Nach unserer Auffassung würde da kein gesamt­
deutsches Parlament entstehen, sondern eher ein Beitrittsüber­
gangsparlament.

Diese Fragen sind wichtig. Leider sind wir im Koalitionsaus­
schuß in diesen wichtigen Fragen bisher nicht zu einer Ent­
scheidung gekommen, und wir befürchten, daß durch Nichts­
tun die Entscheidung erspart wird.

Herr Krause hat vor einiger Zeit bereits angekündigt - oder 
soll man sagen: angedroht -: Wenn wir uns nicht einigen, muß 
eben die Volkskammer durch Abstimmung entscheiden.

Der Antrag der Liberalen erzeugt jetzt diese dort angekün­
digte Situation in gewisser Weise.

Nach unserer Auffassung besteht jedenfalls Entscheidungs­
bedarf, und zwar noch im Juli, um eine echte Option zu fassen, 
wie es nun sein soll. Wir sind der Meinung, es sollte über die 
Frage des Wahlmodus eine Vereinbarung, jedenfalls eine Ver­
handlung mit der Bundesregierung zustande kommen. Dazu 
muß aber irgendwo einmal der Wille zu einer solchen Sondie­
rung, Verhandlung oder Vertragsabstimmung geschehen.

Der Bundesinnenminister Schäuble hat gesagt: Zunächst 
liegt die Entscheidung, zu welchem Zeitpunkt der Beitritt der 
DDR wirksam wird - vor oder nach der ersten Wahl eines ge­
samtdeutschen Parlaments -, und damit darüber, nach wel­
chem Modus es gewählt wird, bei der DDR. Ich denke, wenn 
uns hier der Vortritt eingeräumt wird, dann können wir nicht 
auf der Stelle treten, um den Zugang zu der Tür der Vorberei­
tungen zu blockieren. Das ist auch irgendwo unhöflich gegen­
über den Bundesdeutschen, denen gegenüber ...

(Heiterkeit bei der PDS)

Ja natürlich, ich habe mich an der Stelle gar nicht für einen be­
stimmten Wahlmodus, sondern für die Entscheidung der Frage 
ausgesprochen. Das, denke ich, ist das Berechtigte an diesem 
Antrag, daß wir sehr bald zu einer Meinungsbildung in der Re­
gierung, im Parlament kommen, wie es denn nun sein soll. - 
Ich danke Ihnen.

(Beifall bei den Koalitionsparteien)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Ich rufe als nächsten den Abgeordneten Wieczorek von der 
Fraktion CDU/DA auf.

Dr. Wieczorek für die Fraktion CDU/DA:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wie wir alle 
wissen, haben die Ereignisse der letzten Tage nunmehr endgül­
tig den Durchbruch auf dem Weg zur Regelung der äußeren 
Aspekte der deutschen Einheit gebracht. Mit Zustimmung und 
Genugtuung haben wir zur Kenntnis nehmen können, daß die 
Gespräche von Bundeskanzler Kohl mit Staatspräsident Gor­
batschow in Moskau und das in der jüngsten Runde der 
2 + 4-Gespräche in Paris erzielte Einvernehmen über die Form 
der völkerrechtlichen Anerkennung der Oder-Neiße-Grenze die 
letzten außen- und sicherheitspolitischen Hürden vor der Her­
stellung der deutschen Einheit beseitigt haben.

Jetzt ist es an uns, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
diese wahrhaft historische Stunde zu erkennen und die sich 
uns bietende Chance zu nutzen, die deutsche Vereinigung in re­
lativ kurzer Zeit zu erreichen. Die CDU/DA-Fraktion hat diese 
Vision nie aus den Augen verloren - ein Gedanke, der gewiß 
auch die Grundlage für die Damen und Herren Abgeordneten 
der Fraktion der DSU war, als sie am 17. Juni 1990 den Antrag 
stellten, die Volkskammer möge „den Beitritt der DDR nach Ar­
tikel 23 des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland 
mit dem heutigen Tag“ beschließen.
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